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„Gesetz über die Feststellung eines 
Zweiten Nachtrags zum Staatshaushalts-

plan von Baden-Württemberg für 
die Haushaltsjahre 2020/21

§ 1

(1) Der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg für die Haushaltsjahre 2020/2021 (Anlage zum 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans 
von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 
– Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21 – vom 
18. Dezember 2019, GBl. S. 596) in der Fassung des Ge-
setzes über die Feststellung eines Nachtrags zum Staats-
haushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haus-
haltsjahre 2020/21 vom 19. März 2020 (GBl. S. 126) 
wird nach Maßgabe der diesem Gesetz als Anlage bei-
gefügten Übersichten zu den Einnahmen und Ausgaben 
geändert.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 16/8857 – in folgender 
Fassung zuzustimmen:
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(2) Unter Berücksichtigung der Änderungen nach Absatz 1 
wird der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg in Einnahme und Ausgabe wie folgt festgestellt:
1.	für das Haushaltsjahr 2020 auf 60 583 991 500 Euro,
2.	für das Haushaltsjahr 2021 auf 52 615 545 300 Euro.

§ 2

(1) In der Vorbemerkung zu Kapitel 1201 werden die 
Wörter „28. bis 30. Oktober 2019“ durch die Wörter  
„8. bis 10. September 2020“ ersetzt. 
(2) Satz 1 der Vorbemerkung zu Kapitel 1205 wird wie 
folgt gefasst: „Die Ansätze bei den Tit. 213 01, 233 01, 
613 11, 633 01 bis 633 07, 633 09, 633 12 sowie bei den 
Ausgabetitelgruppen 72 und 75 beruhen auf dem Gesetz 
über den kommunalen Finanzausgleich (FAG).“

§ 3

§ 3 StHG 2020/21 werden folgende Absätze 24 bis 31 
angefügt: 
„(24) Bei Kap. 0204 Tit. 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, wird ab 1. Januar 2021 eine zu-
sätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A 14 – Oberre-
gierungsrat – mit kw-Vermerk spätestens ab 01.01.2022 
geschaffen. Bei Kap. 1001 Tit. 422 01, a) Planstellen für 
Beamtinnen und Beamte, Abschnitt 1. Ministerium ent-
fällt ab 1. Januar 2021 eine Stelle der Besoldungsgruppe 
A 14 – Oberregierungsrat – mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022.
(25) Bei Kap. 0204 Tit. 428 01, c) Tarifliche Beschäftig-
te, 1. Vertretung des Landes beim Bund, Abschnitt 1.1 
Verwaltungsdienst wird ab 1. Januar 2021 eine zusätz-
liche Stelle der Entgeltgruppe E 9 mit kw-Vermerk spä-
testens ab 01.01.2022 und bei Ziffer 1.2 Hausdienst wird 
ab 1. Januar 2021 eine zusätzliche Stelle der Entgelt-
gruppe E 4 – Kraftfahrer – mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022 geschaffen. Bei Kap. 1001 Tit. 428 01, c) 
Tarifliche Beschäftigte entfallen ab 1. Januar 2021 eine 
Stelle der Entgeltgruppe E 9 mit kw-Vermerk spätestens 
ab 01.01.2022 und eine Stelle der Entgeltgruppe E 4 – 
Kraftfahrer – mit kw-Vermerk spätestens ab 01.01.2022.
(26) Bei Kapitel 0439 Titel 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, Abschnitt 1. Forum frühkindliche 
Bildung, A 16 Leitender Regierungsdirektor, Leitender 
Regierungsschuldirektor wird folgender Haushaltsver-
merk eingefügt: 
„Die Planstelle kann mit einer außertariflichen Arbeit-
nehmerin oder einem außertariflichen Arbeitnehmer be-
setzt werden.“
(27) Bei Kapitel 0443 Titel 422 01, a) Planstellen für 
Beamtinnen und Beamte, A 16 Leitender Regierungsdi-
rektor, Leitender Regierungsschuldirektor als Referats-
leiter und ständiger Vertreter des Leiters der Abteilung 
des Instituts für Bildungsanalysen Baden-Württemberg 
wird folgender Haushaltsvermerk eingefügt: 
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„Eine Planstelle kann mit einer außertariflichen Arbeit-
nehmerin oder einem außertariflichen Arbeitnehmer be-
setzt werden.“
(28) Bei Kapitel 0444 Titel 422 01, 1. Schulverwaltung, 
A 16 Leitender Regierungsdirektor, Leitender Regierungs-
schuldirektor wird folgender Haushaltsvermerk eingefügt: 
„Eine Planstelle kann zur Personalbewirtschaftung bei 
Kapitel 0401 verwendet werden.“
(29) Bei Kapitel 0913 Titel 422 01 werden ab 1. Januar 
2021 35 zusätzliche Stellen der Besoldungsgruppe A 15 
– Medizinaldirektor – und 39 zusätzliche Stellen der Be-
soldungsgruppe A 14 – Obermedizinalrat – geschaffen. 
Sie ersetzen die im Vollzug im Jahr 2020 geschaffenen 
74 Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
(30) Ab dem 1. Januar 2021 werden bei Kapitel 0304 
Titel 422 01, a) Planstellen für Beamtinnen und Beamte 
zusätzlich im Abschnitt 1. eine Stelle der Besoldungs-
gruppe A 15 – Regierungsdirektor –, eine Stelle der Be-
soldungsgruppe A 14 – Oberregierungsrat –, zwei Stel-
len der Besoldungsgruppe A12 – Amtsrat –, drei Stel-
len der Besoldungsgruppe A 11 – Regierungsamtmann 
– und eine Stelle der Besoldungsgruppe A 9 – Amts-
inspektor –, bei Kapitel 0304 Titel 428 01, c) Tarifliche 
Beschäftigte, Abschnitt 1. eine zusätzliche Stelle der 
Entgeltgruppe E 6, bei Kapitel 0901 Titel 422 01 eine 
halbe zusätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A 13 – 
Regierungsrat – und bei Kapitel 1401 Titel 422 01 eine 
halbe zusätzliche Stelle der Besoldungsgruppe A13 – 
Regierungsrat – geschaffen.
(31) Bei Kapitel 1402 Tit. 422 01, a) Planstellen für Be-
amtinnen und Beamte, 1. Informationssicherheit wird 
folgender Haushaltsvermerk eingefügt:
„Die Planstellen können auch mit Beamtinnen und 
Beamten einer anderen Fachrichtung besetzt werden.“

§ 4

§ 4 Absatz 1 Satz 1 StHG 2020/21 wird wie folgt ge-
fasst:
„Das Finanzministerium wird ermächtigt, zur Deckung 
von Ausgaben folgende Kredite am Kreditmarkt aufzu-
nehmen:
1.	�im Haushaltsjahr 2020 bis zur Höhe von 10 969 368 800 

Euro,
2.	�im Haushaltsjahr 2021 bis zur Höhe von 2 495 965 400 

Euro.“

§ 5

§ 4 StHG 2020/21 wird folgender Absatz 15 angefügt: 
„(15) Das Finanzministerium wird ermächtigt, das Son-
dervermögen Beteiligungsfonds Baden-Württemberg zu 
bilden und diesem im Haushaltsjahr 2020 einmalig bis 
zu 1 000 000 000 Euro bei Kapitel 1212 Titel 916 01 N – 
Zuführung an den Beteiligungsfonds des Landes Baden-
Württemberg – zuzuführen.“ 
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§ 6

(1) § 5 Absatz 1 StHG 2020/21 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Finanzministerium wird ermächtigt, Bürgschaf-
ten, Garantien oder sonstige Gewährleistungen im Haus-
haltsjahr 2020 bis zur Höhe von insgesamt 2 500 000 000 
Euro und im Haushaltsjahr 2021 bis zur Höhe von ins-
gesamt 5 000 000 000 Euro zu übernehmen, wenn hierfür 
ein vordringliches Bedürfnis besteht.“
(2) § 5 Absatz 2 Nummer 1 StHG 2020/21 wird wie 
folgt gefasst:
„1. �zugunsten der Baden-Württemberg Stiftung gGmbH, 

der Finanzierungsgesellschaft für öffentliche Vorhaben 
des Landes Baden-Württemberg mbH, der Beteiligungs-
gesellschaft des Landes Baden-Württemberg mbH, des 
ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschafts-
forschung GmbH Mannheim, der Landesbeteiligungen 
Baden-Württemberg GmbH, der Garantie Portfolio 
Baden-Württemberg GmbH & Co. KG, der Staatlichen 
Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH, der  
NECKARPRI GmbH und der Filmakademie Baden-
Württemberg GmbH im Haushaltsjahr 2020 bis zur Höhe 
von insgesamt 500 000 000 Euro und im Haushaltsjahr 
2021 bis zur Höhe von insgesamt 800 000 000 Euro;“

(3) In § 5 Absatz 2 Nummer 3 StHG 2020/21 wird am 
Ende der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und folgen-
de Nummer 4 angefügt: 
„4. �zugunsten der Landesmesse Stuttgart GmbH, der 

Projektgesellschaft Neue Messe GmbH & Co KG so-
wie der Flughafen Stuttgart GmbH im Haushaltsjahr 
2021 bis zur Höhe von insgesamt 200 000 000 Euro.“

§ 7

§ 7 a und § 7 c StHG 2020/21 werden aufgehoben.

§ 8

§ 9 StHG 2020/21 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) § 3 a Absatz 1 Nummer 2 FAG ist mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass im Jahr 2021 aus dem Kommunalen In-
vestitionsfonds Mittel in Höhe von bis zu 2 000 000 Euro 
für nicht investive Zwecke entnommen werden dürfen.“

§ 9

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in 
Kraft.

02. 10. 2020

Der Berichterstatter:	 Der Vorsitzende:

Karl Klein		  Rainer Stickelberger
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen behandelt in seiner 60. Sitzung am 2. Oktober 2020 
den Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz über die Feststellung eines 
Zweiten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für die 
Haushaltsjahre 2020/21, Drucksache 16/8857 gemeinsam mit dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung – Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, 
Drucksache 16/8858 und mit dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der 
Fraktion der CDU – Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Feststellung einer 
Naturkatastrophe, der Höhe der Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines 
Tilgungsplans nach § 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Würt-
temberg, Drucksache 16/8834.

Der Ausschuss erklärt sich damit einverstanden, dass der zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung – Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum 
Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 
– bestimmte Berichterstatter die Berichterstattung für den gesamten Tagesord-
nungspunkt übernimmt.

Der Vorsitzende ruft die von den Regierungsfraktionen eingebrachten Änderungs-
anträge N/1 bis N/3 (Anlagen 1 bis 3) mit zur Beratung auf. Er weist außerdem 
darauf hin, dass dem Ausschuss eine Stellungnahme des Rechnungshofs zugegan-
gen sei (Anlage 4), die sich u. a. auf den jetzt aufgerufenen Tagesordnungspunkt 
beziehe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP legt dar, die FDP/DVP teile die 
Kritik des Rechnungshofs. Bevor Kredite in einem solch hohen Umfang aufge-
nommen würden, wie es nun beabsichtigt sei, müssten erst Sparanstrengungen 
erfolgen. Am entsprechenden Willen fehle es jedoch. Um die Höhe der geplan-
ten Schuldenaufnahme zu reduzieren, wäre es notwendig, Rechnungsüberschüsse, 
Ausgabereste und Rückflüsse aus dem Beteiligungsfonds des Landes zur Finan-
zierung von Ausgaben einzusetzen. Er bitte das Finanzministerium, spätestens im 
Rahmen der Zweiten Beratung der vorliegenden Gesetzentwürfe am 14. Oktober 
2020 auf die schriftliche Stellungnahme des Rechnungshofs (Anlage 4) einzu-
gehen.

Seine Fraktion stimme den Hilfen für die Kommunen selbstverständlich zu, lehne 
den Nachtragsentwurf jedoch ab. So habe sich der Coronabezug der Maßnah-
men, die mit den aufgenommenen Mitteln finanziert werden sollten, der FDP/
DVP nicht unmittelbar erschlossen. Dies gelte beispielweise für die beabsichtigte 
Holzbau-Offensive. Zum Teil könne seine Fraktion die Maßnahmen auch nicht 
nachvollziehen, weil ihr nicht bekannt sei, was hinter ihnen stehe.

Auch die Haushaltslage 2020 bleibe noch etwas im Dunkeln. Von den gegen-
wärtigen 4,2 Milliarden € an Landesmitteln, in die das Finanzministerium zur Be-
kämpfung der Coronapandemie eingewilligt habe, seien bisher nur 1,3 Milliarden € 
abgerufen worden. Hierzu bedürfe es weiterer Informationen.

Die Kommunen befänden sich in einer besonderen Situation und führten haupt-
sächlich investive Maßnahmen durch. Es sei wichtig, konjunkturelle Maßnahmen 
zu ergreifen, die direkt bei den Kommunen vor Ort wirkten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt zum Ausdruck, er habe der Aussa-
ge der Finanzministerin folgen können, dass sie vor der Aufstellung eines Nach-
trags erst das Ergebnis der außerordentlichen Steuerschätzung vom September 
dieses Jahres habe abwarten wollen. Er frage, wie das Ergebnis der Steuerschät-
zung die Gestalt des nun vorliegenden Nachtrags beeinflusst habe. Von der engen 
Aufeinanderfolge her sei es vermutlich nicht einfach gewesen, noch umfangreich 
zu reagieren.

Die Regionalökonomie Baden-Württembergs sei eng mit der bundesdeutschen 
und der europäischen Ökonomie verwoben. Der Haushalt des Landes befinde sich 
zwischen den beiden großen Aggregaten Bundeshaushalt und EU-Haushalt, die 
auch einiges zur Krisenbewältigung vorsähen. Vor diesem Hintergrund interessie-
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re ihn, was sich die Landesregierung in der gegenwärtigen Coronasituation vom 
Timing her mit ihren Maßnahmen an volkswirtschaftlichen Effekten für Baden-
Württemberg verspreche.

Ausschuss und Parlamentarier würden weiterhin mit sehr vielen Sammeltiteln 
konfrontiert, bei denen unklar bleibe, wie die Einzelmaßnahmen jeweils finanziert 
würden. Dies sei nicht transparent und unbefriedigend. Er werde darauf im wei-
teren Verlauf der heutigen Beratung mit Fragen zu einzelnen Maßnahmen noch 
einmal zurückkommen.

Eine Rolle spiele auch die Frage nach dem Umgang mit den Ausgaberesten inner-
halb des Haushalts. Das Volumen der Ausgabereste baue sich offenbar auch im 
Jahr 2020 dynamisch auf. Er bitte um Auskunft, ob es durch kluges Haushaltsma-
nagement nicht bereits möglich sei, aus den Ausgaberesten Maßnahmen gegenzu-
finanzieren, die die Landesregierung bisher durch Schuldenaufnahme finanzieren 
wolle. Auch stelle sich die Frage, ob der Haushalt 2020/2021 Maßnahmen um-
fasse, die zwar beschlossen seien, sich aber wegen der gegenwärtigen außeror-
dentlichen Situation nicht durchführen ließen, sodass diese Mittel über geeignete 
Haushaltsmaßnahmen wieder zur Verfügung stünden.

Für die Haltung, dass gegen die Krise nicht angespart werden solle, habe die SPD 
volles Verständnis. Doch sei zu fragen, wie der Staat seine eigenen Ressourcen 
nutzen könne.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD betont, leider sei der Haushalt im Vor-
feld der Maßnahmen nicht auf Positionen hin überprüft worden, die sich infrage 
stellen ließen. Wäre dies erfolgt, hätte der aufzunehmende Betrag an Krediten 
reduziert werden können.

Darunter sollten die Kommunen aber nicht leiden. Deshalb stimme seine Fraktion 
den Hilfen für die Kommunen zu. Das, was jedoch im Übrigen vorgesehen sei, 
halte die AfD nicht für gut. Daher werde sie bei der Abstimmung über die betref-
fenden Beratungsgegenstände mit Nein votieren.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE erklärt, die Unterstützung der Kommu-
nen werde hier allgemein als richtig erachtet. Um den Kommunen Planungssi-
cherheit zu verschaffen, seien entsprechende Hilfen schon vor der parlamentari-
schen Sommerpause signalisiert worden.

Einerseits bestehe ein zeitlicher Druck, Hilfsleistungen und pandemiebedingte 
Ausgaben finanziell abzudecken. Andererseits halte sie das Vorgehen grundsätz-
lich für richtig, dass die Ergebnisse der September-Steuerschätzung abgewartet 
worden seien. Erst anhand der Kenntnis der Kassenlage im September hätten die 
notwendigen Beschlüsse gefasst werden können.

Trotz allem sei auf der Basis der aktuellen Steuerschätzung sehr schnell ein Fi-
nanzkonzept für den Nachtragshaushalt vorgelegt worden. Allerdings liege es in 
der Natur der Sache, dass nicht alle Maßnahmen im Detail haushaltsreif seien und 
titelscharf ausgebracht werden könnten. Deshalb würden im Prinzip Rücklagen 
gebildet, aus denen sich zweckentsprechend Mittel entnehmen ließen. Dazu müs-
se es eine Kabinettsvorlage geben. Falls im Einzelfall der Betrag von 7,5 Millio-
nen € überschritten werde, bedürfe die Entnahme der Zustimmung des Finanzaus-
schusses. Dieser könne dann prüfen, inwieweit die vorgesehenen Maßnahmen mit 
der Bewältigung der Folgen der Coronapandemie zusammenhingen.

Insofern halte sie die Darstellung nicht für intransparent. Sie entspreche vielmehr 
dem, was sich zeitlich habe ermöglichen lassen, auch wenn es sich vielleicht nicht 
um den gewünschten Weg handle.

Selbstverständlich könnten Maßnahmenpakete in einem Land wie Baden-Würt-
temberg nicht mit dem riesigen Konjunkturprogramm des Bundes konkurrieren 
oder mit dem, was auf europäischer Ebene möglich sei. Beispielsweise sei es aber 
richtig, ein Investitionsprogramm für die Wirtschaft in Baden-Württemberg auf-
zulegen, die unter den Folgen der Coronapandemie extrem zu leiden habe. Da die 
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Maßnahmen möglichst rasch umgesetzt werden sollten, könne nicht monatelang 
über einzelne Punkte diskutiert werden.

Die Abgeordnete umreißt abschließend Inhalt und Begründung der drei von den 
Regierungsfraktionen vorgelegten Änderungsanträge und bemerkt ergänzend, 
von der Opposition sei kritisch geäußert worden, die Landesregierung führe alles 
Mögliche an Ausgabezwecken an, für die Mittel aus der Rücklage für Haushalts-
risiken entnommen werden sollten. Das Land habe diese Rücklage, die derzeit ein 
Volumen von 1,2 Milliarden € umfasse, schon bisher auch dazu genutzt, pande-
miebedingte Kosten abzudecken. Klar sei aber auch, dass das Land für Haushalts-
risiken vorsorgen müsse, von denen bekannt sei, dass sie auf das Land zukommen 
könnten. Genau dem werde entsprochen. Es gehe also nicht um Unvorhergesehe-
nes.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU fügt an, die Opposition habe gefordert, 
möglichst rasch einen weiteren Nachttrag einzubringen und die Vereinbarung mit 
den Kommunen früher abzuschließen. Es sei richtig und wichtig gewesen, die 
Ergebnisse der außerordentlichen Steuerschätzung vom September abzuwarten. 
Diese hätten gezeigt, wie sich die finanzielle Situation des Landes darstelle, und 
ermöglichten nun eine genauere, zielgerichtetere Nachjustierung über den Haus-
halt.

Zum Teil sei das Land auch auf die Mitfinanzierung coronabedingter Mehraus-
gaben durch den Bund angewiesen. Er denke hierbei etwa an das Krankenhaus-
wesen. Es sei wichtig, solche Bereiche über den Nachtrag mitzufinanzieren.

Für den Fall einer zweiten Welle gelte es auch, die Landesverwaltung in Bezug 
auf die Digitalisierung zu stärken, da dann der entsprechende Bedarf steige. Kri-
tisch angeführt werde auch immer, den Schulen mangle es an Digitalisierungs-
mitteln und an Breitbandanschlüssen. Auch dem trage der Nachtrag Rechnung. 
Ferner werde ein Zukunftsprogramm aufgelegt, das die „coronagebeutelte“ Wirt-
schaft stärke und Arbeitsplätze, die coronabedingt auf dem Spiel stünden, sichere.

Von der Opposition würden die hohen Ausgabereste kritisiert. Zu diesem Thema 
habe der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion den Rechnungshof wohl nicht 
ganz richtig zitiert. Der größte Teil der Ausgabereste unterliege einer rechtlichen 
Bindung und könne somit nicht einfach abgezogen werden. Zu den Ausgaberesten 
zählten beispielsweise 300 Millionen € an FAG- und 800 Millionen € an KIF-Mit-
teln. Er frage den Abgeordneten der Fraktion der SPD, ob er den Kommunen diese 
Mittel streichen wolle. Er verweise außerdem auf die Mittel für den Breitbandaus-
bau. Diese seien den Kommunen zugesagt worden, aber noch nicht abgeflossen.

Die Ministerin für Finanzen trägt vor, nach der Mai-Steuerschätzung wäre die 
Kreditaufnahme vielleicht noch höher ausgefallen, als sie jetzt auf der Grund-
lage der außerordentlichen Steuerschätzung vom September vorgesehen sei. Als 
mögliche Kreditaufnahme nach der Konjunkturberechnung der Bundesregierung 
und der Konjunkturkomponente der Landeshaushaltsordnung hätten sich im Mai 
noch 7,2 Milliarden € errechnet. Im September sei das Ergebnis um 860 Millio-
nen € geringer ausgefallen und habe sich auf 6,4 Milliarden € belaufen. Die Höhe 
der Steuermindereinnahmen gegenüber den Ansätzen im Urhaushalt 2020/2021 
wiederum sei im Mai noch auf 6,8 Milliarden € geschätzt worden. Diese Prognose 
habe sich im September erfreulicherweise auf 4,4 Milliarden € reduziert. Insofern 
bestünden relevante Unterschiede, die verdeutlichten, dass es sinnvoll gewesen 
sei, das Ergebnis der September-Steuerschätzung abzuwarten.

Letztere gehe darauf zurück, dass seit Februar dieses Jahres eine Ausnahmesitu-
ation bestehe. Diese halte bedauerlicherweise an, sowohl wirtschaftlich als auch, 
wie die Infektionszahlen zeigten, in Bezug auf die Gefährdung durch Covid-19. 
Niemand wisse, wie sich die Pandemie entwickeln werde und welche Maßnah-
men dies nach sich ziehen müsse.

Vor zwei Tagen habe der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion im Plenum ge-
äußert, der Nachtrag käme sehr spät. Die Landesregierung habe den Nachtrag 
zweieinhalb Wochen nach der regionalisierten Steuerschätzung eingebracht. 
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Ferner sei die bundesgesetzliche Regelung über die Kompensation der Gewerbe-
steuerausfälle der Kommunen erst vor anderthalb Wochen verabschiedet worden. 
Wenn die Landesregierung Gesetzentwürfe einbringe, sollten die bundesgesetz-
lichen Grundlagen schon beschlossen sein. Die Landesregierung sei also bei der 
Vorlage des Nachtrags nicht zu langsam, sondern sehr schnell gewesen. Die ent-
sprechenden Anstrengungen gingen im Wesentlichen auf die Absicht der Landes-
regierung zurück, dafür zu sorgen, dass die noch zu finanzierenden 2,2 Milliar-
den € aus der Empfehlung der Gemeinsamen Finanzkommission den Kommunen 
möglichst rasch zufließen könnten.

Im Dezember 2019 habe der Landtag mit dem Haushalt 2020/2021 auch eine 
Rücklage von 1,2 Milliarden € für eine Vielzahl von Risiken beschlossen. Damals 
sei von Corona noch nichts bekannt gewesen. Infolge des Auftretens dieses Virus 
sei es wichtig gewesen, dass der Haushaltsgesetzgeber im März dieses Jahres  
u. a. beschlossen habe, den betreffenden Haushaltsvermerk zu ergänzen, wonach 
der Rücklage auch Mittel im Zusammenhang mit der Bekämpfung des Coronavi-
rus entnommen werden dürften. Die Haushaltsrisiken, die vor dem Auftreten des 
Coronavirus im Haushalt aufgeführt worden seien, existierten allerdings weiter-
hin. Insofern müsse sowohl für diese Risiken als auch für mögliche weitere Maß-
nahmen durch das Fortbestehen der Coronapandemie Vorsorge getroffen werden. 
Auch dafür werde der Nachtrag benötigt. Es sei nicht bekannt, was pandemiebe-
dingt an Teststrategien und sonstigen Maßnahmen benötigt werde, wie sich die 
Entwicklung eines Impfstoffs gestalte, wann ein solcher verfügbar sein werde und 
ob er dann in ausreichendem Umfang vorrätig sei.

Der Bundesrechnungshof habe den Bund zu Recht dafür kritisiert, dass er neue 
Schulden aufgenommen und nicht auf seine Rücklagen zurückgegriffen habe. In 
Baden-Württemberg hingegen seien zunächst Rücklagemittel verwendet worden.

Im Plenum sei vorgestern auch gefragt worden, warum bei der Zweckbestimmung 
der Rücklage für Haushaltsrisiken etwa auch aufgeführt sei, dass sie für Mehr-
ausgaben zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest und für kalamitäts-
bedingte Zuführungsbedarfe an ForstBW diene. In beiden Bereichen, die sie jetzt 
nur beispielhaft genannt habe, bestünden Probleme und sei es relativ wahrschein-
lich, dass das Land Maßnahmen ergreifen müsse. Um welche es sich dabei genau 
handle, was sie im Einzelnen kosteten und wann sie ergriffen werden müssten, 
sei offen und noch nicht haushaltsreif. Weil aber bei den zwei genannten Punkten 
bekannt sei, dass etwas auf das Land zukommen könne, würden sie mit in die 
Verwendungszwecke der Rücklage aufgenommen. 

Zwar bestehe die Möglichkeit über- bzw. außerplanmäßiger Ausgaben, dies al-
lerdings nur dann, wenn die Ausgaben unvorhersehbar und unabweisbar seien. 
Dies wiederum treffe bei den Beispielen ForstBW und Afrikanische Schweinepest 
nicht zu, da sich dort Probleme vorhersehen ließen.

Sie könne den Wunsch nachvollziehen, alle Maßnahmen, die jetzt als Verwen-
dungszweck der Rücklage aufgeführt seien, titelscharf im betreffenden Einzelplan 
zu verankern. Dies sei aber nicht möglich, weil sich das Land nach wie vor in 
einer Ausnahmesituation befinde sowie Art und Umfang der erforderlichen Maß-
nahmen und der Zeitpunkt, wann sie notwendig würden, unbekannt seien.

Bisher sei gesetzlich geregelt, dass eine Entnahme aus der Rücklage, die im Einzel-
fall den Betrag von 7,5 Millionen € überschreite, der Zustimmung des Finanzaus-
schusses bedürfe. Dies solle nun mit Bezug auf die coronabedingten Mehrausgaben 
– Ziffern 15 bis 19 der im Haushaltsvermerk genannten Risiken – auch haushalts-
rechtlich festgeschrieben werden. Analog sei die Zustimmung des Finanzausschus-
ses auch bei Entnahmen aus der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Kri-
se“ vorgesehen, soweit sie im Einzelfall den Betrag von 7,5 Millionen € überstiegen.

In diesem Zusammenhang werde jeweils zu entscheiden sein, inwieweit es sich 
um eine coronabedingte Ausgabe handle. Das Finanzministerium werde künftig 
explizit jeweils eine Begründung verlangen, inwieweit ein Antrag auf Einwilli-
gung in eine Entnahme aus der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der 
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Krise“ coronabedingt sei. Sie hoffe, dass ihr Haus damit einen Aspekt aus der 
Stellungnahme des Rechnungshofs aufgreifen könne.

Sie würde sich wünschen, dass die Opposition nicht nur den Sparwillen thema-
tisiere, sondern konkrete Einsparvorschläge unterbreite. Der vorliegende Nach-
tragsentwurf sehe über beide Haushaltsjahre hinweg eine globale Minderausgabe 
von insgesamt 320 Millionen € vor. Das Finanzministerium selbst könne keine 
Angaben dazu machen, wie viele Mittel bei welchen Förderprogrammen eventu-
ell coronabedingt nicht abgeflossen seien. Diese Frage müssten die Fachressorts 
beantworten. Aber auch dort sei dies jetzt nicht in jedem Fall schon darstellbar. 
Deshalb sei es am besten, den Ministerien zu ermöglichen, die globale Minder-
ausgabe im Haushaltsvollzug zu erwirtschaften.

In einem Beitrag seiner Denkschrift 2020 habe sich der Rechnungshof mit dem 
Thema Haushaltsreste befasst und rege u. a. an:

	 	� Die Reste im Sachausgabenbudget sollten – gegebenenfalls stufenweise – 
auf maximal 20 Prozent des Budgets begrenzt werden.

Auf die Entwicklung der Ausgabereste, deren Volumen stetig ansteige, sollte auch 
in Zukunft geachtet werden. Mit dem Beschluss des Doppelhaushalts 2020/2021 
sei auf die Entwicklung bereits reagiert worden. So werde erstmals festgeschrie-
ben, dass von den Resten, die in der Anregung des Rechnungshofs angesprochen 
würden, maximal 50 % behalten werden dürften. Ihres Erachtens sollte man sich 
im nächsten regulären Haushalt noch einen Schritt weiter in Richtung der Rech-
nungshofempfehlung bewegen. Die im aktuellen Doppelhaushalt getroffene Rege-
lung wirke im Übrigen bereits. So hätten sich die Reste im Sachausgabenbudget –  
§ 6 des Staatshaushaltsgesetzes 2020/21 – gegenüber dem Vorjahr um 13,7 % ver-
ringert, und im Bereich von § 6 a – Personalausgabenbudgetierung – seien sie um 
21,3 % niedriger ausgefallen.

Der Rechnungshof habe sich besonders mit den vertraglich oder durch Bewil-
ligungsbescheid gebundenen Ausgaberesten befasst. Ihr Haus prüfe so intensiv 
wie möglich. Wenn ein anderes Ressort dem Finanzministerium zu bestimmten 
Ausgaberesten erkläre, diese seien rechtlich gebunden, müsse ihr Haus davon aus-
gehen, dass dies so zutreffe. Was etwa die Breitbandförderung betreffe, so wäre 
es für die Zukunft des Landes wohl kontraproduktiv, Ausgabereste in diesem Be-
reich zu kürzen oder ganz zu streichen.

Die Ministerin geht abschließend auf die schriftliche Stellungnahme des Rech-
nungshofs ein (Anlage 4) und bringt vor, dem Rechnungshof sei es wichtig, dass 
auch bei Maßnahmen, die aus der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der 
Krise“ finanziert würden, ein Zusammenhang mit der Bekämpfung der Corona-
pandemie hergestellt werde. In der Anlage zu dem Gesetz über die Feststellung 
eines Zweiten Nachtrags – Drucksache 16/8857 – sei unter der Nummer 127 
bereits angeführt:

	 	� Die Rücklage dient der Vorsorge für in Folge der Coronavirus-Pandemie 
notwendige Investitionen ...

Die Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ sei einseitig deckungs-
fähig zugunsten der Rücklage für Haushaltsrisiken. Sollten also aufgrund der Co-
ronapandemie mehr Mittel benötigt werden, als in der Rücklage für Haushalts-
risiken zur Verfügung stünden, könne auf nicht verausgabte Mittel der Rücklage 
„Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ zurückgegriffen werden. Ihr Haus 
teile die Sicht des Rechnungshofs, dass auch dies auf coronabedingte Maßnahmen 
begrenzt sein solle. So sei nicht etwa beabsichtigt, für kalamitätsbedingte Zufüh-
rungsbedarfe an ForstBW Mittel aus der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker 
aus der Krise“ zu entnehmen. Ein Zugriff solle vielmehr nur dann erfolgen, wenn 
pandemiebedingt deutliche Mehrausgaben anfielen oder deutliche wirtschaftliche 
Probleme aufträten.

Der mit zur Beratung aufgerufene Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen, 
Drucksache 16/8834, sehe vor, die Kreditaufnahme nach der Ausnahmekompo-
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nente der Landeshaushaltsordnung von 5 Milliarden € auf 7,2 Milliarden € zu 
erhöhen und den Zeitraum für die Tilgung dieser Kredite von bisher zehn auf  
25 Jahre zu verlängern. Auch diese Tilgungsfrist werde vom Rechnungshof the-
matisiert. Die meisten Bundesländer sähen einen Tilgungszeitraum zwischen  
20 und 30 Jahren vor. Manche anderen hätten aber 50 oder 60 Jahre festgelegt. 
Insofern lasse sich die für Baden-Württemberg nun geplante Tilgungsfrist im Ver-
gleich sicher auch einordnen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD dankt der Ministerin für die sachlichen 
und nachvollziehbaren Erläuterungen. Auch danke er noch einmal für die wö-
chentliche Information des Ausschusses über die Einwilligungen des Finanzmi-
nisteriums in Entnahmen aus der Rücklage für Haushaltsrisiken. Er fährt fort, 
dies habe in den vergangenen Monaten im Grunde auch zu einer gemeinsamen 
Haltung geführt.

Die Opposition habe die Aufgabe, nachzufragen und gegebenenfalls auch eine an-
dere Position zu beziehen als die Regierung bzw. die sie tragenden Fraktionen. Es 
sei für ihn nicht ganz einfach, auf alle jetzt getroffenen Aussagen sofort adäquat 
einzugehen. Dennoch versuche er, sich damit nun auseinanderzusetzen. 

Im Mai dieses Jahres wäre nach der Konjunkturkomponente der Landeshaushalts-
ordnung eine Kreditaufnahme in Höhe von 7,2 Milliarden € zulässig gewesen. 
Heute seien es noch 6,4 Milliarden €. An Steuermindereinnahmen gegenüber den 
Ansätzen im Urhaushalt 2020/2021 wiederum seien im Mai 6,8 Milliarden € er-
wartet worden. Nun liege diese Summe bei 4,4 Milliarden €. Das Delta zwischen 
zulässiger Kreditaufnahme und prognostizierten Steuerausfällen habe sich also 
von 400 Millionen € im Mai auf jetzt 2 Milliarden € erhöht und damit vervier-
facht. Er frage, wie die Landesregierung diesen Spielraum, auch im Hinblick auf 
die Aufnahme von Schulden, nutze.

Der nächste Landtag müsse sich sicherlich auch mit der Frage befassen, wie das 
in Baden-Württemberg gewählte Produktionslückenverfahren für Ausnahmesitu-
ationen wie die Coronapandemie von der Messmethode her konstruiert werden 
müsse. Er gebe hiermit eine Anregung des Rechnungshofs weiter. Die Messung 
bezüglich der Komponente Bruttoinlandsprodukt erfolge in der jetzigen Krisen-
situation, während sich die Messung der Komponente Produktionsvermögen auf 
die Zeit vor der Coronapandemie erstrecke. Dies verschaffe höhere Spielräume. 
Der Redlichkeit halber sei zu fragen, ob dies die richtige Messmethode bilde. An-
dernfalls würden sich vermutlich geringere Spielräume ergeben, was die zulässige 
Kreditaufnahme nach der Konjunkturkomponente betreffe.

Die beiden Koalitionsfraktionen hätten nach seiner Wahrnehmung unterschied-
liche Lesarten und sollten sich einigen, was die Frage angehe, ob nun ein allein 
coronabedingter Nachtrag vorliege oder ein Nachtrag, der coronabedingt ange-
setzt sei und über den aus der Rücklage für Haushaltsrisiken auch noch andere 
Maßnahmen abzudecken seien, die ohnehin auf das Land zukämen. Gestellt wer-
den müsse bei diesem Haushalt schlichtweg die Frage, ob die darin vorgesehenen 
Maßnahmen einerseits sinnvoll und andererseits coronabedingt seien.

Immer wieder werde die Opposition nach ihren eigenen Gestaltungswünschen 
gefragt. Der Vorhalt, den der Ministerpräsident bei der Plenardebatte vor zwei 
Tagen der Opposition in diesem Zusammenhang gemacht habe, sei etwas merk-
würdig gewesen. Entsprechende Vorstellungen zu äußern sei für die Opposition 
aber angesichts dessen, dass sie im Detail nicht über Zahlen verfüge, nicht ganz 
einfach. Die Opposition könne also im Grunde nur Sachverhalte abfragen.

Im Zusammenhang mit den Ausgaberesten könne von der SPD nicht erwartet 
werden, dass sie bei der kommunalen Finanzmasse kürzen wolle. Jedoch seien 
noch ganz andere Positionen an Resten aufgebaut worden, bei denen die betref-
fenden Ressorts nicht gewillt seien, sich in der gegenwärtigen Ausnahmesituation 
zu melden und auf nicht benötigte Mittel hinzuweisen. Dies sei aus seiner Sicht 
ein Signal für nachlassende Haushaltsdisziplin in manchen Ressorts und dafür, 
dass die Regierung vielleicht nicht mehr die Autorität besitze, dies zu ändern.
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Mit dem Nachtrag werde zum einen die Rücklage für Haushaltsrisiken um  
800 Millionen € aufgestockt und zum anderen eine neue Rücklage „Zukunftsland 
BW – Stärker aus der Krise“ mit einem Volumen von 1,2 Milliarden € geschaffen. 
Einzelne Positionen würden im Haushalt nur kursorisch angeführt. Er frage, ob es 
zu den beiden Rücklagen außer den gerade genannten globalen Beträgen weitere 
Finanzzahlen gebe. Wenn nicht, fände die SPD dies nicht gut. Falls aber entspre-
chende Unterlagen existierten, bitte er das Finanzministerium, sie dem Ausschuss 
zur Verfügung zu stellen.

In der Fassung des vorliegenden Nachtrags diene die Rücklage für Haushaltsrisi-
ken der Vorsorge u. a. 

		  ...

		  20. �für Mehrausgaben aufgrund notwendiger staatlicher Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest und deren wirtschaftlichen 
Folgen, ...

		  22. für die Bedarfe der Stiftung Anerkennung und Hilfe,

		  23. �für Mehrausgaben im Zusammenhang mit der behindertengerechten 
Ausstattung von Lehrkräften, Lehramtsanwärtern/-innen und Referenda-
ren/-innen,

		  24. für kalamitätsbedingte Zuführungsbedarfe an ForstBW.

Er habe diese vier Positionen genannt, weil sie der SPD weder sinnvoll noch 
direkt coronabedingt erschienen. Ihn interessiere außerdem, ob dazu Beträge ge-
nannt werden könnten.

Die Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ wiederum gliedere sich 
in vier Bereiche. Zum Gesundheitsstandort Baden-Württemberg – dies sei der 
erste Bereich – bestehe eine gesonderte Rücklage. Er bitte um Auskunft, wie die 
Landesregierung mit dieser Rücklage, deren Auflösung die SPD gefordert habe, 
umgehen wolle. In der gegenwärtigen Pandemiesituation sei vor allem die Frage 
nach der Sinnhaftigkeit der besonderen Strukturmaßnahme am Universitätsklini-
kum Ulm und am Universitäts-Herzzentrum Bad Krozingen zu stellen.

Zu BW Invest, dem zweiten Teil der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus 
der Krise“, führe die Landesregierung an:

	 	� Insbesondere für ein einzelbetriebliches Innovations- und Investitionsför-
derprogramm für alle Branchen, ...

Er verweise noch einmal auf die Formulierung „für alle Branchen“. Es werde also 
sozusagen Seed Capital ausgeschüttet, das sich irgendwann auszahle. Die Frage 
sei jedoch, ob es in den entscheidenden beiden nächsten Jahren etwas bewirke. 
Er wolle außerdem wissen, ob für Quantentechnologien, Medizintechnik und bio-
intelligente Systeme, die an dieser Stelle ebenfalls mit angeführt würden, Zahlen 
vorlägen und ob die Landesregierung die Maßnahmen für richtig halte.

Der dritte Teil des Maßnahmenpakets „Zukunftsland BW – Stärker aus der Kri-
se“ beziehe sich auf Transformation, Klimaschutz und Mobilität. Die SPD halte 
Sanierungsmaßnahmen an landeseigenen Wohngebäuden für richtig. Doch inte-
ressiere ihn, was diese Maßnahmen sowie intelligente Verkehrssteuerung, Digi-
talisierung des Straßenbaus, eine Neuauflage erfolgreicher Fotovoltaik-Förder-
programme und Elektromobilitätsförderung (BW-e-Gutschein) mit der jetzigen 
Coronasituation zu tun hätten. All diese Punkte würden unter der Nummer 127 
der Anlage zu dem Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags genannt. 
Außerdem bitte er um Auskunft, wie sich die hier ebenfalls erwähnte Weiterbil-
dungskonzeption gestalte. „Post-EEG-Biogasanlagen, Holzbau-Offensive“ fänden 
sich als weitere Themen in dem angesprochenen dritten Bereich der Rücklage 
„Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“. Er fordere die Landesregierung auf, 
hierzu, wenn möglich, Zahlen zu nennen sowie die Sinnhaftigkeit und den Coro-
nabezug dieser Maßnahmen darzustellen.
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Beim vierten Bereich des Maßnahmenpakets gehe es um Digitalisierung und 
künstliche Intelligenz. Er frage, welche Positionen sich hinter dem Begriff „kli-
mafreundliche Digitalisierung“ verbergen würden und was „Künstliche Intelli-
genz in der Schlachtung“ in der derzeitigen Situation genau bedeute.

Er habe jetzt einen Ausschnitt an Maßnahmen aufgegriffen. Anderes werde für 
den Finanzausschuss künftig gar nicht alles sichtbar. Dabei könne dieses Gre-
mium nur erahnen, dass sich Abläufe möglicherweise nicht richtig vollzögen. 
Entsprechende Vorhaben seien heute auch nicht voll verhandelbar. Er verweise 
etwa auf eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 300 000 €, die im Etat 
des Staatsministeriums für die Eröffnung einer Repräsentanz des Landes Baden-
Württemberg in London neu eingefügt werden solle. Er wolle wissen, weshalb es 
einer solchen Maßnahme bedürfe, nachdem Deutschland mit einer Botschaft in 
London vertreten sei und dort auch eine deutsche Industrie- und Handelskammer 
eine Niederlassung habe.

Es verursache Unbehagen, dass solche Vorhaben plötzlich in den Haushalt auf-
genommen würden. Er habe versucht, dies an einigen Maßnahmen festzumachen. 
Bei anderen wiederum sei dies mangels ausreichender Transparenz des Haushalts 
nicht möglich.

Der Präsident des Rechnungshofs weist darauf hin, der Landtag habe die Lan-
desregierung ermächtigt, Kredite in Höhe von 5 Milliarden € aufzunehmen.  
Dafür sei ein Tilgungszeitraum von zehn Jahren mit einer jährlichen Rate von  
500 Millionen € festgelegt worden. Dies sehe der Rechnungshof als angemessen 
an. Nun sollten weitere 2,2 Milliarden € an Schulden nach der Ausnahmekompo-
nente der Landeshaushaltsordnung aufgenommen werden können. Weshalb für 
die insgesamt 7,2 Milliarden € an Schulden dann aber ein auf 25 Jahre verlän-
gerter Tilgungszeitraum mit einer jährlichen Rate von 288 Millionen € gewählt 
werden solle, sei für den Rechnungshof in der bestehenden Situation unter dem 
Aspekt der Angemessenheit schwer nachvollziehbar.

Im Sinne der Generationengerechtigkeit sollte das Bemühen verdeutlicht werden, 
die Lasten frühzeitig abzutragen, und ein zeitnaher Tilgungszeitraum bestimmt 
werden. Dies wäre das richtige Signal. Der Rechnungshof empfehle, sich an dem 
zu orientieren, was bisher an Tilgung für möglich gehalten worden sei. Eine jähr-
liche Rate von 380, 390 Millionen € hielte der Rechnungshof im Vergleich damit 
für nachvollziehbar. Insofern sollte der Tilgungszeitraum um fünf bis allenfalls 
zehn Jahre verlängert werden. Dies wäre in der gegenwärtigen Situation angemes-
sen. Falls sich die finanzielle Lage gravierend ändere, könne die Planung wieder 
angepasst werden.

Die Ministerin für Finanzen führt aus, neueste Aussagen des Chefvolkswirts 
der LBBW stimmten zunächst einmal optimistisch. Danach gehe er davon aus, 
dass die Wirtschaft in Baden-Württemberg in diesem Jahr um 7 % schrumpfe, 
im nächsten Jahr aber um 6 % zulege. Andererseits warne der Chefvolkswirt vor 
übertriebener Freude. Nach seinen Worten müsse in den Strukturwandel in Ba-
den-Württemberg investiert werden. Andernfalls würde das Wirtschaftswachstum 
im Land nicht auf einem sehr positiven Niveau verharren. Das Thema Nachhaltig-
keit werde weiter an Bedeutung gewinnen. Auch müssten Aus- und Weiterbil-
dung im Land verbessert werden und gehe es um Verkehrsinfrastruktur, Pharma-
industrie sowie anderes mehr. Unabhängig von der Frage also, welche Entnahmen 
aus der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ konkret erfolgten, 
müsse auch vom Land aus etwas getan werden, wenn Baden-Württemberg mittel- 
und langfristig als solider Wirtschaftsstandort gesichert werden solle.

Die Aussagen des Chefvolkswirts der LBBW verdeutlichten ferner, dass es auch 
um langfristige Weichenstellungen gehe und nicht nur um zeitlich befristete Maß-
nahmen wie die Senkung der Mehrwertsteuer. Sie habe das Maßnahmenpaket 
„Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ auch in dem Sinn verstanden, dass es 
sich um ein Programm für die zukünftige Standortsicherung handle.

Von dem Abgeordneten der Fraktion der SPD sei gefragt worden, wie die Lan-
desregierung den Spielraum von 2 Milliarden € nutze. 800 Millionen € gingen 
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in die Rücklage für Haushaltsrisiken, und 1,2 Milliarden € würden für die Rück-
lage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ verwendet. Wären diese Pro-
gramme alle haushaltsreif, gäbe es Kabinettsvorlagen sowie Fördermodalitäten 
und wäre der finanzielle Bedarf konkret bekannt, dann hätte die Landesregierung 
dies wahrscheinlich genauso titelscharf wie andere Positionen in den Haushalt 
aufgenommen. Der Abgeordnete habe auch die neu zu errichtende Repräsentanz 
Baden-Württembergs in Großbritannien aufgegriffen. Man könne nicht einerseits 
Maßnahmen kritisieren, die titelscharf aufgeführt seien, und es andererseits aber 
auch nicht für gut halten, wenn dies nicht der Fall sei.

Für Einwilligungen in Entnahmen aus den Rücklagen müsse ein ordentliches 
Verfahren bestehen. Demnach ergehe eine Kabinettsvorlage zu einem Projekt. 
Erachte der Ministerrat dieses als gut, werde die Kabinettsvorlage beschlossen 
und beantrage das entsprechende Ressort eine Entnahme aus Rücklagemitteln. 
Gehe es hierbei im Einzelfall um einen Betrag von über 7,5 Millionen €, müsse 
die Zustimmung des Finanzausschusses eingeholt werden. Somit ergebe sich eine 
schrittweise Konkretisierung solcher Programme.

Ihr sei aus der Beratung im Plenum und auch bei der heutigen Aussprache nicht 
ganz klar geworden, ob die SPD nun mehr oder weniger Schulden aufnehmen 
würde, als es das Land jetzt beabsichtige. Selbstverständlich sei der Betrag von 
13,6 Milliarden €, den das Land an Schulden insgesamt aufnehmen müsse, aus-
gesprochen hoch. Dieser Schritt falle nach Jahren der Konsolidierung sicherlich 
auch nicht leicht. Dennoch sei die gegenwärtige Situation so schwierig, dass sich 
eine relevante Kreditaufnahme nicht vermeiden lasse.

Möglicherweise komme es in den Ressorts bei einzelnen Titeln zu nicht veraus-
gabten Mitteln. Wahrscheinlich fielen etwa die Reisekosten oder die Ausgaben 
für Veranstaltungen niedriger aus als in den Vorjahren. Andererseits seien die 
Ausgaben für digitale Formate vermutlich gestiegen, weil viele für eine digitale 
Kommunikation hätten aufrüsten müssen.

Ihr Haus prüfe nicht titelscharf, wo noch wie viele Mittel übrig seien. Dazu lasse 
sich auch noch keine Aussage treffen, da das Jahr noch längst nicht beendet sei. 
Auch würden die Jahresabschlüsse immer Ende Juli des jeweiligen Folgejahres 
vorgelegt. Insofern stelle das Instrument der globalen Minderausgabe sicherlich 
den richtigen Weg dar. 

Schon im Urhaushalt 2020/2021 sei die Rücklage für Haushaltsrisiken ausge-
bracht gewesen und habe vielen Zwecken gedient. Die Rücklage sei auch deshalb 
vorgesehen worden, weil sich im Dezember letzten Jahres, zum Zeitpunkt der 
Verabschiedung des Doppelhaushalts, die konjunkturellen Aussichten gegenüber 
den vergangenen Jahren bereits deutlich abgeschwächt hätten.

Die 800 Millionen €, um die die Rücklage für Haushaltsrisiken aufgestockt wer-
den solle, dienten auch, aber nicht nur coronabedingten Maßnahmen. Die Kos-
ten etwa für Teststrategien im Zusammenhang mit der Coronapandemie seien im 
Vorfeld nicht bekannt. Hierbei handle es sich um Pilotprojekte. Daher könne auch 
nicht beziffert werden, wie viel für diese oder jene Position vorzusehen sei.

Die im Haushaltsvermerk zur Rücklage für Haushaltsrisiken aufgeführten Ziffern 1 
bis 14 hätten schon im Urhaushalt gestanden. Ziffer 5 sei nun gemäß dem Wort-
laut des vorliegenden Änderungsantrags N/1 der Regierungsfraktionen (Anlage 1) 
zu ergänzen, da inzwischen entsprechende Beschlüsse auf Bundesebene erfolgt 
seien. Die Ziffern 20 bis 24 wiederum hätten auch keinen Coronabezug. Doch 
sei bekannt, dass im Forstbereich massive Probleme bestünden, Einnahmerück-
gänge zu verzeichnen seien und größere Ausgaben anfielen, um befallenes oder 
vertrocknetes Holz aus dem Wald zu holen. In welchem Umfang der zuständige 
Minister Maßnahmen ergreifen werde, sei jedoch nicht bekannt. Es treffe zu, dass 
der Verwendungszweck „kalamitätsbedingte Zuführungsbedarfe an ForstBW“ 
nicht coronabedingt sei, doch handle es sich um Ausgaben, bei denen davon aus-
zugehen sei, dass sie auf das Land zukämen.
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Der Rücklage für den Gesundheitsstandort Baden-Württemberg seien im Jahr 2020  
30 Millionen € zugeführt worden; für 2021 werde eine Zuführung von 20 Millionen 
€ geplant. Im Jahr 2020 seien bislang 15,5 Millionen € der Rücklage entnommen 
worden; die Vormerkungen für 2021 beliefen sich auf 16,8 Millionen €. Der Stand 
der Rücklage habe zum 4. September 2020  17,6 Millionen € betragen.

Zu der Frage bezüglich der Strukturmaßnahmen am Universitätsklinikum Ulm und 
am Standort Bad Krozingen müsste sich das Wissenschaftsministerium äußern.

Angesichts dessen, wie sich die Brexit-Verhandlungen entwickelt hätten, sei es 
vielleicht nicht ganz abwegig, dass Baden-Württemberg mit einer Repräsentanz in 
London vertreten sein sollte. Die geplante Errichtung einer solchen Repräsentanz 
sei im Übrigen haushaltsneutral, wie ein Blick in die Zeile zeige, die im Nach-
tragsentwurf auf die angeführte Maßnahme folge.

Ihr Haus habe seit April dieses Jahres versucht, den Finanzausschuss mit der wö-
chentlichen Übersicht über die Einwilligungen des Finanzministeriums in Entnah-
men aus der Rücklage für Haushaltsrisiken möglichst gut zu informieren. Das Mi-
nisterium sei auch bereit, Fragen zu diesen Listen zu beantworten. Bisher hätten 
die Oppositionsfraktionen aber keine Nachfragen zu einzelnen Positionen gestellt.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD bekräftigt, dass die Auskünfte der Minis-
terin seine Fraktion weiterbringen würden. Er fügt hinzu, eine Ausgabe nicht be-
ziffern zu können sei ein grundsätzliches Problem jedes Haushalts, der sich in die 
Zukunft richte. Die Frage laute vielmehr, was veranschlagt werde. Hinsichtlich 
der Einzelpositionen wiederum, die die Ministerin genannt habe, sei der vorlie-
gende Nachtrag „veranschlagungsarm“. Er halte es für nicht ausreichend, dies nur 
mit Corona zu erklären.

Es sei kein Widerspruch, wenn er einerseits Einzelbeträge kritisiere und anderer-
seits bemängle, dass nicht überall Einzelbeträge genannt würden. Vielmehr sei es 
völlig logisch, zunächst darauf zu bestehen, dass überall Einzelbeträge angeführt 
würden. Wenn diese dann bekannt seien, könne der Sinn der betreffenden Aus-
gabe beurteilt werden.

Für die SPD komme es darauf an, dass mit dem vorhandenen Kreditvolumen eine 
Umschichtung erfolge, bei der sich größere Schwerpunkte herausbildeten. Seiner 
Fraktion sei bisher aber nicht klar, welches die Schwerpunkte bei dem vorliegen-
den Nachtrag seien. Der Ministerpräsident habe vor zwei Tagen im Plenum die 
Rhetorik gebraucht, „klotzen“ zu wollen, während andererseits nicht genau be-
kannt sei, mit welchem Finanzvolumen dem entsprochen werden solle. Dies führe 
seines Erachtens zu einer politisch schwierigen Situation.

Der Grad an Detailierung im Haushalt sei unbefriedigend und schaffe eine 
schwierige Situation für den Ausschuss, bei der er sich im Grunde fragen müsse, 
worüber eigentlich abgestimmt werde. Diese Situation lasse sich auch nicht mehr 
überwinden, da die Ministerin selbst erklärt habe, ihr lägen keine Zahlen vor.  
Er entnehme der Darstellung der Ministerin, dass es zu den 800 Millionen €,  
um die die Rücklage für Haushaltsrisiken aufgestockt werden solle, und zu den 
1,2 Milliarden € für die Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ 
keine Detailierung gebe, weil sich alles noch in der Besprechungsphase befinde.

Es sei klar, dass das Maßnahmenpaket „Zukunftsland BW – Stärker aus der Kri-
se“ ein Programm für die Standortsicherung darstelle. Er unterstreiche die Aussa-
gen des Chefvolkswirts der LBBW und spreche sich auch nicht gegen gut begrün-
dete Einzelmaßnahmen aus. Doch sei Zukunftsvorsorge für den Standort nicht 
unbedingt in einem Nachtrag, sondern in einem regulären Haushalt umzusetzen. 
Es sei keine Erkenntnis der vergangenen Wochen und Monate, dass die Mobili-
tät einer Transformation unterliege und Nachhaltigkeit in vielen Lebensbereichen 
und Wirtschaftszweigen ein Thema bilde.

Seine Fraktion könne der Änderung des Finanzausgleichsgesetzes zustimmen  
– schon wegen ihrer kommunalfreundlichen Haltung –, nicht jedoch den beiden 
anderen Gesetzentwürfen, die mit zur Beratung aufgerufen seien.
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Die Ministerin für Finanzen unterstreicht, die Frage, worüber der Ausschuss ab-
stimme, sei relativ einfach zu beantworten. Dem Ausschuss liege u. a. der Ent-
wurf eines Zweiten Nachtrags vor, der einige Änderungen am Staatshaushaltsge-
setz vorsehe und darüber hinaus eine umfangreiche Anlage beinhalte, in der titel-
scharf geplante Änderungen des Haushaltsplans abgebildet seien. Hierbei handle 
es sich im Wesentlichen um Maßnahmen, die jetzt veranschlagt werden müssten, 
weil sich bereits absehen lasse, dass sie rechtlich verbindlich und zwangsläufig 
seien.

Die Forderungen des Abgeordneten der Fraktion der SPD würden im Grunde die 
Vorlage eines regulären Haushalts bedeuten. Ein solcher liege jedoch vor. Jetzt 
gehe es vielmehr um einen rasch zu verabschiedenden Nachtrag. Schon deshalb 
sei es entgegen dem, was bei einem Doppelhaushalt üblich sei, nicht möglich, 
einzelne Maßnahmen konkret zu beziffern.

Selbstverständlich fange das Land nicht erst jetzt mit Zukunftsinvestitionen an. 
Das Land habe schon viele Maßnahmen für eine zukunftsgerichtete Mobilität auf 
den Weg gebracht, wie sich etwa am Zwischenbericht des Strategiedialogs Auto-
mobilwirtschaft erkennen lasse. Sie verweise noch einmal auf die Aussagen des 
Chefvolkswirts der LBBW. Danach habe sich in verschiedenen Branchen wie der 
Automobilindustrie, die sich vielleicht schon vor Corona in einem schwierigen 
Transformationsprozess befunden hätten, die Entwicklung durch die Coronapan-
demie noch verschärft bzw. beschleunigt, weil sich die Absatzmärkte völlig ver-
ändert hätten. Der Chefvolkswirt beschreibe an Positivem auch die wirtschaftliche 
Erholung in China und den Umstand, dass dieses Land wieder als Absatzmarkt in-
frage komme. Für Frankreich gelte dies nicht bzw. nur eingeschränkt. Es bedürfe 
sicherlich einer differenzierten Betrachtung.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE legt dar, das Thema Transformation sei 
selbstverständlich im Doppelhaushalt angelegt. Durch die weltweite Coronapan-
demie habe sich der Strukturwandel aber noch erheblich verschärft. Insofern sei 
klar, dass die erforderlichen Impulse gesetzt und die entsprechenden Wirtschafts-
zweige gestärkt werden müssten.

In der Vergangenheit habe sich gezeigt, wie schwierig es sei, strukturelle Einspar-
maßnahmen durchzusetzen. Auch sei erst jetzt der Einstieg in die Tilgung erfolgt. 

Die Regierungsfraktionen hätten sich die Abwägung nicht leicht gemacht, wel-
ches der richtige Zeitraum sei, um die insgesamt 7,2 Milliarden €, die nach der 
Ausnahmekomponente der Landeshaushaltsordnung an Schulden aufgenommen 
werden sollten, zu tilgen. Hierbei handle es sich um einen schwierigen Prozess. 
Auch von Ökonomen seien unterschiedliche Aussagen über die konjunkturellen 
Aussichten und darüber zu vernehmen, welcher Tilgungszeitraum vernünftig sei.

Es lasse sich absehen, dass Baden-Württemberg mit einem Tilgungszeitraum von 
25 Jahren ein vernünftiges Maß gefunden habe, und erscheine realistisch, dass 
eine Tilgung innerhalb dieser Zeit leistbar sei. Damit werde die Tilgung nicht auf 
den Sankt-Nimmerleins-Tag verschoben, sondern erfolge innerhalb einer Gene-
ration. Baden-Württemberg belege mit der Länge des Tilgungszeitraums und der 
Höhe der Kreditaufnahme im Ländervergleich einen guten Mittelfeldplatz. An-
dere Bundesländer sähen Tilgungszeiträume von 50 oder 60 Jahren vor und ver-
schuldeten sich in weitaus höherem Maß als Baden-Württemberg. Es gelte aber, 
die Entwicklung in den nächsten Jahren zu verfolgen.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU weist darauf hin, in Ziffer 2 des Ände-
rungsantrags N/1 der Regierungsfraktionen, die sich auf die Nummer 125 der An-
lage zum Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags beziehe, müssten 
zwei Änderungen vorgenommen werden. Zum einen sei bei dem in der vorletzten 
Spalte aufgeführten Betrag für 2020 die „5“ zu streichen. Der richtige Betrag 
laute somit: „6.497.707,4“. Zum anderen sei in der Spalte davor der Betrag von 
697.704,4 durch 697.707,4 zu ersetzen.

Der Vorsitzende des Ausschusses für Finanzen macht ergänzend darauf aufmerk-
sam, dass auch in der Anlage zum Gesetz über die Feststellung eines Zweiten 
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Nachtrags – Drucksache 16/8857 – zwei Änderungen erfolgen müssten. Bei 
Nummer 30 sei in der vorletzten Spalte im Betrag für 2021 eine „2“ zu streichen. 
Die richtige Zahl laute: „1.223.836,2“. Außerdem sei bei Nummer 48 in der Über-
sicht über das Programmvolumen versehentlich eine Spalte für das Jahr 2016 
abgebildet worden. Diese Spalte müsse entfallen. Dies werde in der Beschluss-
empfehlung entsprechend berücksichtigt. Der Vorsitzende hält ohne Widerspruch 
das Einverständnis des Ausschusses dazu fest.

In getrennter Abstimmung stimmt der Ausschuss bei gesondertem 
Aufruf eines nicht sichtbaren zugeschalteten Abgeordneten den 
Änderungsanträgen N/1 bis N/3 (Anlagen 1 bis 3) – unter Berück-
sichtigung der redaktionellen Änderungen im Änderungsantrag 
N/1 – jeweils mehrheitlich zu.

Bei gesondertem Aufruf eines nicht sichtbaren zugeschalteten Ab-
geordneten kommt der Ausschuss unter Berücksichtigung der be-
schlossenen Änderungen (Änderungsanträge N/1 bis N/3) und der 
vom Vorsitzenden erwähnten beiden redaktionellen Korrekturen 
mehrheitlich zu der Beschlussempfehlung an das Plenum, dem Ge-
setzentwurf Drucksache 16/8857 zuzustimmen.

Einstimmig verabschiedet der Ausschuss bei gesondertem Aufruf 
eines nicht sichtbaren zugeschalteten Abgeordneten die Beschluss-
empfehlung an das Plenum, dem Gesetzentwurf Drucksache 
16/8858 zuzustimmen.

Mehrheitlich empfiehlt der Ausschuss dem Plenum schließlich bei 
wiederum gesondertem Aufruf eines nicht sichtbaren zugeschalte-
ten Abgeordneten, dem Gesetzentwurf Drucksache 16/8834 zuzu-
stimmen.

13. 10. 2020

Klein
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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Anlage 4
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